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A. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB und BauNVO) 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 – 11 BauNVO) 

1.1 Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Einzelhandelsbetriebe (§ 6 Abs. 2 

Nr. 3 bzw. § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO) mit zentrenrelevanten Sortimenten gemäß 

Ziff. A 1.11 als Hauptnutzung nicht zulässig. 

Soweit Einzelhandelsbetriebe in Misch- und Gewerbegebieten zulässig sind, kön-

nen zentrenrelevante Sortimente gemäß Ziff. A 1.11 ausnahmsweise als bran-

chentypische Randsortimente zugelassen werden, sofern diese in funktionalem 

Zusammenhang mit dem jeweiligen Kernsortiment stehen und nur in deutlich un-

tergeordnetem Umfang geführt werden. 

Der Verkaufsflächenanteil der Randsortimente darf höchstens 20 % der tatsächli-

chen Verkaufsfläche betragen (§ 1 Abs. 5 BauNVO). 

1.2 Im Mischgebiet MI 1 und MI 2 sind Vergnügungsstätten (§ 6 Abs. 2 Ziff. 8 BauNVO) 

nicht zulässig.  

1.3 Im Mischgebiet MI 3 und MI 4 sind Einzelhandelsbetriebe (§ 6 Abs. 2 Ziff. 3 

BauNVO), Tankstellen (§ 6 Abs. 2 Ziff. 7 BauNVO) und Vergnügungsstätten (§ 6 

Abs. 2 Ziff. 8 BauNVO) nicht zulässig. 

Ausnahmsweise können Verkaufsflächen bis zu 30 % der tatsächlichen Grundflä-

che (§ 19 BauNVO) - höchstens 200 qm - als untergeordnete Nebenanlage eines 

sonstigen Gewerbebetriebes (§ 6 Abs. 4 BauNVO) zugelassen werden, wenn es 

sich um Sortimente handelt, die in direktem Bezug zum genehmigten Gewerbebe-

trieb stehen (§ 1 Abs. 5 und 6 BauNVO). 

1.4 In den Gewerbegebieten GE 1 sind Nutzung entsprechend § 8 BauNVO unter Be-

rücksichtigung von Ziff. A 1.1 zulässig (§ 1 Abs. 5 BauNVO). 

1.5 In den Gewerbegebieten GE 2 sind Vergnügungsstätten (§ 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO) 

nicht Bestandteil des Bebauungsplans (§ 1 Abs. 6 BauNVO).  

1.6 In den Gewerbegebieten GE 3 sind Einzelhandelsbetriebe (§ 8 Abs. 2 Ziff. 1 

BauNVO) nicht zulässig. Hiervon ausgenommen sind der Kfz-Einzelhandel und der 

Einzelhandel mit Kfz-Teilen.  

Vergnügungsstätten (§ 8 Abs. 3 Ziff. 3 BauNVO) sind nicht Bestandteil des Bebau-

ungsplans.  

Ausnahmsweise können Verkaufsflächen bis zu 30 % der tatsächlichen Grundflä-

che (§ 19 BauNVO) - höchstens 200 qm - als untergeordnete Nebenanlage eines 

Gewerbebetriebes (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO) zugelassen werden, wenn es sich um 

Sortimente handelt, die in direktem Bezug zum genehmigten Gewerbebetrieb ste-

hen (§ 1 Abs. 5 und 6 BauNVO). 

1.7 Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 1 sind nur Gewerbebetriebe zulässig, die 

im Sinne von § 6 Abs. 1 BauNVO das Wohnen nicht wesentlich stören.  

Einzelhandelsbetriebe (§ 8 Abs. 2 Ziff. 1 BauNVO) und Tankstellen (§ 8 Abs. 2 Ziff. 3 

BauNVO) sind nicht zulässig. Vergnügungsstätten (§ 8 Abs. 3 Ziff. 3 BauNVO) sind 

nicht Bestandteil des Bebauungsplans (§ 1 Abs. 5 und 6 BauNVO). 

1.8 Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 2 sind nur Gewerbebetriebe zulässig, die 

im Sinne von § 6 Abs. 1 BauNVO das Wohnen nicht wesentlich stören.  
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Bordelle sind nicht zulässig. Vergnügungsstätten nach § 8 Abs. 3 Ziff. 3 BauNVO 

sind hier nicht Bestandteil des Bebauungsplans (§ 1 Abs. 6 BauNVO). 

1.9 Das Sondergebiet SO1 wird in flurstücksbezogene Teilbereiche mit individuellen 
Nutzungszuordnungen und Verkaufsflächenbegrenzungen gegliedert. Die Steue-
rung erfolgt vorhaben- bzw. grundstücksbezogen gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 
BauNVO. 

Teilbereich Flurstücke Zulässige Nutzung Verhältniszahl (Verkaufs-
fläche / Grundstücksfläche 

SO1a 858, 
861/1 

Großflächiger Mö-
belmarkt 

0,8

SO1b 857, 855 Großflächige Bau-
und Gartenmärkte 

0,6

SO1c 856 Einzelhandels- und 
Gewerbebetriebe 

0,6

SO1d 855/1 Einzelhandels- und 
Gewerbebetriebe 

0,5

Die Verkaufsflächenbegrenzungen sind vorhabenbezogen festgesetzt und bein-
halten eine zulässige Erweiterungsmöglichkeit von bis zu 4 %. 

Zentrenrelevante Randsortimente sind nur zulässig, wenn maximal 10 % der tat-
sächlichen Verkaufsfläche sowie höchstens 800 m² nicht überschritten werden. 

1.10 Im Sondergebiet SO2 ist die Ansiedlung eines großflächigen Verbrauchermarktes 
mit klar definiertem Kernsortiment zulässig. 

 Maximale Verkaufsfläche: 0,5 × Grundstücksfläche (m²) 
 Kernsortiment: Nahrungs- und Genussmittel, Getränke, Lebensmittelhand-

werk, Reformwaren, Tabakwaren, Blumen, Drogeriewaren, Kosmetika, 
Schreibwaren, Pharmazeutika, Schulbedarf, Tierpflegeprodukte, Waschmittel, 
Wein, Zeitschriften. 

 Zentrenrelevante Randsortimente: Zulässig bis max. 10 % der tatsächlichen-
Verkaufsfläche und höchstens 800 m². 

 Die zulässige Verkaufsfläche umfasst die gesamte Verkaufsfläche eines Be-
triebes und beinhaltet eine Erweiterungsmöglichkeit von bis zu 4 %. 

Folgende Nutzungen sind zulässig, sofern sie die städtebauliche Funktion des Son-
dergebiets unterstützen: 

 Tankstellen, 
 Kleinflächige Einzelhandels- und Gewerbebetriebe, 
 Schank- und Speisegaststätten, 
 Vergnügungsstätten. 

1.11 Heidenheimer Sortimentsliste 2017 (zentrenrelevante Sortimente):  

- Antiquitäten 
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- Drogeriewaren, Kosmetika, Wasch- und Putzmittel  

- Fotogeräte, Fotowaren, Videogeräte und Zubehör und Ähnliches 

- Hausrat (Gläser, Porzellan, Keramik, Kunstgewerbe, Geschenkartikel, Hohl- und 

Stahlwaren) 

- Haushaltwaren, Haus-, Heimtextilien 

- Computer, Handy und Zubehör, Unterhaltungselektronik 

- Musikalienhandel, Tonträger 

- Nähmaschinen und Nähzubehör  

- Oberbekleidung, Wäsche, Bettwaren, Kürschnerwaren, Wolle, Kurzwaren,  

   Handarbeiten, Stoffe, sonstige Bekleidung, Textilien und Ähnliches 

- Papier- und Schreibwaren, Schulbedarf, Zeitschriften, Bücher 

- Reformwaren 

- Blumen\Schnittblumen, Tierpflegemittel/-nahrung 

- Schuhe, Lederbekleidung, Leder- und Galanteriewaren, Modewaren  

- Orthopädiewaren 

- Spielwaren, Bastelartikel 

- Sportartikel (kleinteilig), Sportbekleidung  

- Uhren, Schmuck, Silberwaren 

- Elektrowaren (kleinteilig),  

- Feinmechanik Erzeugnisse 

- Getränke, Wein, Lebensmittelhandwerk, Nahrungs-, Genussmittel 

- Hörgeräte, optische Erzeugnisse 

- Kleinkinder-, Babybedarf 

- Tabakwaren 

- Pharmazeutika 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 – 21a BauNVO) 

2.1 Überschreitungen der gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO maximal zulässigen 

Grundfläche können als Ausnahmen zugelassen werden, wenn die über dieses 

Maß hinausgehende Grundfläche für Stellplätze und Zufahrten in Anspruch ge-

nommen wird und je 100 qm der überschreitenden Fläche ein Laubbaum entspre-

chend der Artenliste unter Ziff. A 12.3 im Bereich der Stellplätze gepflanzt wird (§ 

19 Abs. 4 BauNVO). 

2.2 Bei der Ermittlung der Geschossfläche bleiben die Flächen von notwendigen Stell-

plätzen, Garagen und zugehörigen Nebeneinrichtungen in Vollgeschossen unbe-

rücksichtigt (§ 21a Abs. 4 Nr. 3 BauNVO). 
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2.3 Bei der Ermittlung der Geschossfläche werden Flächen von Aufenthaltsräumen in 

anderen Geschossen als Vollgeschosse einschließlich der zu ihnen gehörenden 

Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände ganz mitgerechnet (§ 

20 Abs. 3 BauNVO). 

2.4 Die zulässige Gebäudehöhe ist das Maß zwischen der festgesetzten Erdgeschoss-

fußbodenhöhe und dem Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut. Bei Sat-

teldächern kann die Firsthöhe das zulässige Maß um bis zu 1,0 m überschreiten.  

Untergeordnete, technisch bedingte Dachaufbauten (Dachentlüftungen, Aufzugs-

schächte, Anlagen für alternative Energiegewinnung) sind hiervon ausgenommen 

(§ 18 BauNVO). 

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 Abs. 4 BauNVO) 

3.1 In der abweichenden Bauweise sind Gebäude mit seitlichem Grenzabstand über 50 

m Länge zulässig.  

4. Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, 

§§ 12, 14, 23 BauNVO) 

4.1 Garagen sind außerhalb der durch Baugrenzen festgesetzten überbaubaren 

Grundstücksflächen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen, zur freien Land-

schaft und zum Friedhof hin nicht zulässig (§ 23 Abs. 5 BauNVO).  

4.2 Stellplätze sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen entlang der öf-

fentlichen Verkehrsflächen in begrenztem Umfang zulässig. Mindestens 50 % die-

ser nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind entsprechend Ziff. A 12.1 gärtne-

risch zu gestalten. 

Entlang der Bundesstraße sind Stellplätze nur zulässig, wenn durch geeignete 

Maßnahmen sichergestellt ist, dass keine Blendwirkungen auf den Verkehr auf der 

B 19 auftreten. 

4.3 Nebenanlagen nach § 14 Abs. 1 BauNVO in Form von Gebäuden sind in den nicht 

überbaubaren Grundstücksflächen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen, zur 

freien Landschaft und zum Friedhof hin nicht zulässig (§ 23 Abs. 5 BauNVO). 

4.4 Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO, die der Versorgung des Gebiets mit 

Elektrizität, Gas und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienen, können im 

Geltungsbereich des Bebauungsplans überall zugelassen werden (§ 23 Abs. 5 

BauNVO). 

4.5 Im Abstand von 20 m zur Bundesstraße B 19 sind gemäß § 9 Fernstraßengesetz 

(FStrG) keine baulichen Anlagen (einschl. Garagen, Carports, Werbeanlagen, Ne-

benanlagen) zulässig. Dies gilt auch für verfahrensfreie Vorhaben. 

5. Von der Bebauung freizuhaltende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

5.1 Die Sichtflächen für Verkehrsanlagen sind von jeder sichtbehindernden Nutzung 

freizuhalten. Als sichtbehindernd gelten Bepflanzungen, Einfriedigungen, Neben-

gebäude usw., die gegenüber den Straßenflächen höher als 0,8 m sind. Einzel-

bäume können zugelassen werden. 
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6. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

6.1 Baugrundstücke bis zu einer Breite von 50 m dürfen nur eine, größere Grundstü-

cke max. zwei Zufahrten zur öffentlichen Verkehrsfläche haben. Die Breite einer 

Zufahrt darf max. 10 m betragen. 

6.2 Grundstückszufahrten von Landwirtschaftswegen und über öffentliche Grünflä-

chen sind nicht zulässig. 

6.3  Das Zugang-, Zu- und Ausfahrverbot entlang der Bundesstraße ist weiterhin zu be-

achten. 

7 Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

7.1 Auf der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung Gartenland sind neben 

landwirtschaftlicher Nutzung gärtnerische Nutzungen mit Bepflanzungen entspre-

chend der Artenliste unter Ziff. A 12.3 zulässig. 

7.2 Im Bereich der öffentlichen Grünfläche – Friedhof sind zweckgebundene bauliche 

Anlagen generell zulässig. Zu öffentlichen Verkehrsflächen und Grundstücksgren-

zen ist ein Abstand von 5,0 m einzuhalten. 

8. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Natur  und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

8.1 Die mit Planzeichen A 13.1 PlanzV (Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und Entwicklung von Natur und Landschaft) östlichen Plangrenze sowie die darin 

enthaltenen Pflanzgebote nach Ziff. A 12.3 stellen Ausgleichsmaßnahmen im 

Sinne von § 1a Abs. 3 BauGB dar und unter Anwendung der Kostenerstattungssat-

zung der Stadt Heidenheim den Verursachern der Eingriffe in Rechnung gesetzt. 

8.2 Die öffentliche Grünstreifen im Osten (PFG) ist als Wiese anzusäen und mit Streu-

obstgehölzen (1 Baum je ca. 8 m) zu bepflanzen 

8.3 Oberflächenwasser von PKW-Stellplätzen, deren Zufahrten, sofern diese nicht von 

LKW-Verkehr  benutzt werden, sowie von Gehwegflächen und von anderen nicht 

gewerblich genutzten Flächen muss großflächig zur Versickerung gebracht wer-

den. In den Gebietsteilen MI 3, MI 4 und GEe 1 ist diese Versickerung aufgrund der 

Lage innerhalb der Wasserschutzzone II nicht zulässig. 

9. Artenschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i. V. m. § 1a Abs. 3 BauGB sowie §§ 39 und 

44 BNatSchG) 

9.1 Zeitliche Beschränkung der Baufeldräumung 

Die Baufeldräumung sowie die Entfernung von Bäumen und Sträuchern sind aus-

schließlich außerhalb der Fortpflanzungs- und Brutzeit von Vögeln zulässig. 

Diese Maßnahmen dürfen nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28. Februar eines 

jeden Jahres durchgeführt werden. 

9.2 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 

Für bislang unbebaute Flächen ist im Rahmen des jeweiligen Bauantrags eine spe-

zielle arten-schutzrechtliche Prüfung (saP) durchzuführen. 
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9.3 Artenschutzgerechte Beleuchtung 

Im gesamten Plangebiet ist eine insektenfreundliche Beleuchtung verpflichtend 

umzusetzen. 

Zulässig sind ausschließlich warmweiße LED-Leuchten mit einer Farbtemperatur 

von 1.600 bis 2.200 Kelvin, maximal 3.000 Kelvin, oder Natriumdampflampen, je-

weils mit: 

 Schutzart mindestens IP 65, 

 maximaler Oberflächentemperatur von 40 °C, 

 gerichteter Lichtabstrahlung ohne Abstrahlung nach oben oder in angren-

zende Vegetationsflächen. 

Die Leuchtdauer ist technisch zu begrenzen. 

Fassadenbeleuchtungen sind gemäß § 21 Abs. 2 NatSchG Baden-Württemberg 

 vom 01.04. bis 30.09. ganztägig sowie 

 vom 01.10. bis 31.03. in der Zeit von 22:00 bis 06:00 Uhr 

unzulässig, ausgenommen sicherheitsrelevante Beleuchtung. 

9.4 Anlagensicherheit 

Zur Vermeidung von Fallenwirkungen und Kollisionen sind bereits in der Pla-

nungsphase geeignete technische Schutzmaßnahmen vorzusehen. Großflächige 

Verglasungen sind mit wirksamen Vogelschutzsystemen auszustatten; Spiegelun-

gen und Durchsichtssituationen sind auszuschließen.  

Einlaufschächte sind durch schräg ausgebildete Bordsteine zu entschärfen, Licht-

schächte und Kamine mit feinmaschigen Gittern zu sichern. Wo Fallenwirkungen 

an Entwässerungsschächten nicht vermeidbar sind, sind Ausstiegshilfen für Am-

phibien anzubringen. 

Sofern dennoch Verstöße gegen § 44 BNatSchG auftreten, sind nachträgliche 

Schutzmaßnahmen verpflichtend durchzuführen. 

9.5 Gebäudeabbrüche und -sanierungen 

Bei allen Bau-, Abriss-, Sanierungsmaßnahmen sind die Vorschriften der §§ 39 

und 44 BNatSchG einzuhalten. Um eine Verletzung / Tötung von Tieren zu verhin-

dern ist vor dem Gebäudeabbruch bzw. -sanierung eine Prüfung auf Artvorkom-

men durch einen Sachverständigen vorzunehmen. Sollten im Zuge der Planung 

oder Durchführung Hinweise auf das Vorhandensein von Quartieren auftreten, ist 

die untere Naturschutzbehörde des Landkreises Heidenheim frühzeitig in das Ver-

fahren einzubeziehen. Gegebenenfalls ist darüber hinaus bei der höheren Natur-

schutzbehörde des Regierungspräsidiums Stuttgart eine artenschutzrechtliche 

Ausnahmegenehmigung zu beantragen. 

9.6 Allgemeine Artenschutz bei Grünflächen 

Bei allen Maßnahmen innerhalb von Grün- und Vegetationsflächen sind die Vor-

schriften der §§ 39 und 44 BNatSchG einzuhalten. Um die ökologischen Funktio-

nen dauerhaft zu erhalten gilt: 

 Die Eingriffe auf das zwingend erforderliche Maß zu beschränken. 

 bei unvermeidbaren Eingriffen gleichwertiger Ersatz innerhalb des Plangebiets 

oder in dessen räumlicher Nähe zu schaffen.  

 der Ersatz hat Art, Umfang und Standort der beeinträchtigten Strukturen zu 

entsprechen. 
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 Maßnahmen auf öffentlichen Flächen sind der Stadt Heidenheim vorab anzu-

zeigen und abzustimmen. 

9.7 Durchgrünung des Plangebiets 

Das Plangebiet ist entsprechend den zeichnerischen und textlichen Festsetzungen 

angemessen zu durchgrünen. 

Die festgesetzten Pflanzgebote und Grünflächen sind umzusetzen. 

10. Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

10.1 Allgemeines:  

Die im Bebauungsplan dargestellten Ver- und Entsorgungsleitungen sind durch 

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten der jeweiligen Versorgungsträger dau-

erhaft zu sichern. 

Die mit Leitungsrechten belegten Flächen sind jederzeit zugänglich zu halten und 

von Bebauung sowie von Nutzungen freizuhalten, die den Bestand, die Sicherheit 

oder den Betrieb der Leitungen beeinträchtigen können. 

10.2 Allgemeine Nutzungsbeschränkungen 

Innerhalb der festgesetzten Leitungsrechte gilt: 

 Bauliche Anlagen, Aufschüttungen, Abgrabungen, dauerhafte Lagerflächen so-

wie tiefwurzelnde Anpflanzungen sind unzulässig. 

 Strauch- und Buschpflanzungen sind nur mit Zustimmung des jeweiligen Lei-

tungsträgers zulässig. 

 Ein 2,0 m breiter Streifen (je 1,0 m beidseits der Leitungsachse) ist dauerhaft 

von Bewuchs freizuhalten. 

 Die uneingeschränkte Zugänglichkeit für Wartungs-, Kontroll- und Instandhal-

tungsmaßnahmen ist sicherzustellen. 

10.3 Leitungstrassen der Landeswasserversorgung und der terranets bw GmbH (LWL) 

Für die bestehenden Trinkwasserleitungen der Landeswasserversorgung sowie 

die parallel verlaufenden LWL-Leitungen der terranets bw GmbH gelten zusätzlich 

folgende Festsetzungen: 

 Beidseits der Trinkwasserleitungsachse ist ein Schutzstreifen von jeweils 5,0 

m von jeglicher Bebauung, tiefwurzelnden Bepflanzungen und baulichen Nut-

zungen freizuhalten. 

 Geländeauffüllungen und -abgrabungen sind innerhalb eines Abstands von 

4,0 m beidseits der Leitungsachsen unzulässig; baubedingte Eingriffe sind nur 

mit Zustimmung des Leitungsträgers zulässig. 

 Kleinkronige Bäume (Endhöhe ≤ 6 m) sind nur in einem Mindestabstand von 

2,5 m, großkronige Bäume (Endhöhe > 6 m) nur in einem Mindestabstand von 

4,0 m zur Außenhülle der Leitung zulässig. 

 Die Nutzung der Schutzstreifen als Bau-, Lager- oder Kranstellfläche ist unzu-

lässig. 

 Bodenverdichtungen sind ausschließlich mit leichten Geräten gemäß DWA-A 

139 oder mit selbstverdichtendem Flüssigboden zulässig. 

 Leitungskreuzungen mit Trinkwasserleitungen sind rechtwinklig auszuführen; 

ein lichter Mindestabstand von 50 cm ist einzuhalten. 
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 Abwasserleitungen sind grundsätzlich unterhalb der Trinkwasserleitungen zu 

verlegen. Abweichungen bedürfen der Zustimmung der Landeswasserversor-

gung. 

 Kreuzende Kabel sind im Kreuzungsbereich auf mindestens 4,0 m Länge beid-

seits der Leitungsachse in Schutzrohren zu führen. Über neu verlegten Leitun-

gen und Kabeln sind Kabelwarnbänder anzuordnen. 

 Maßnahmen im Bereich der Leitungstrassen sind mindestens eine Woche vor 

Beginn bei der Betriebsstelle Essingen anzumelden und nur unter Aufsicht der 

Landeswasserversorgung zulässig. 

 Nach Abschluss der Arbeiten sind dem Leitungsträger aktuelle Bestandsunter-

lagen unaufgefordert und kostenfrei zu übergeben. 

 Schachtbauwerke sind dauerhaft zugänglich zu halten und gegen Oberflä-

chenwasser zu sichern. 

10.4 Schutzstreifen der 110-kV-Freileitung 

Im Schutzstreifen der 110-kV-Freileitung (je 25,0 m beidseits der Leitungsachse) 

ist festgesetzt: 

 Gebäude, Photovoltaikanlagen, Zelte, Spielplätze, Sitzgelegenheiten sowie 

Bäume und tiefwurzelnde Gehölze sind unzulässig. 

 Der Mindestabstand zu Maststandorten beträgt 6,0 m (Mast Nr. 24A); Gelän-

deänderungen und bauliche Anlagen sind in diesem Bereich unzulässig. 

 Arbeits- und Ankerflächen der Masten sind freizuhalten. 

 Die Zufahrt zu den Masten für Wartungsfahrzeuge (3-achsiger Lkw) ist dauer-

haft zu gewährleisten. 

 Metallisch erdfühlige Anlagen haben einen Mindestabstand von 5,0 m zur 

Mastmitte einzuhalten. 

 Die maximale Fahrzeughöhe beträgt 5,0 m. 

 Veränderungen des Geländeprofils sind unzulässig. 

 Die Lagerung brennbarer Stoffe ist nur in Kleinmengen zulässig. 

 Neupflanzungen müssen einen Mindestabstand von 5,0 m zu den Leiterseilen 

einhalten; Baumkronen dürfen nicht in den Schutzstreifen hineinragen. Am 

Rand des Schutzstreifens darf die Endhöhe von Gehölzen 22,0 m nicht über-

schreiten. 

 Bau- und Erschließungsvorhaben innerhalb eines Abstands von 30,0 m zur 

Leitungsachse sind vorab mit der Netze BW GmbH abzustimmen. 

 Kraneinsätze und Arbeiten mit Hubarbeitsbühnen sind genehmigungspflichtig 

und mindestens drei Wochen vor Beginn bei der Netze BW GmbH anzuzeigen. 

10.5 Leitungsrecht im Gebiet MI 4  

Auf der 2,0 m breiten, nicht überbaubaren Fläche im Gebiet MI 4 östlich der Weg-

verbindung zum Wohngebiet Leimgrubenäcker ist ein Leitungsrecht zugunsten 

der Stadt Heidenheim zur Sicherung eines Abwasserkanals festgesetzt. 

Pflanzmaßnahmen sind nur mit Zustimmung der Stadt Heidenheim (GB Entwässe-

rung) zulässig.

10.6 Leitungsrecht im Gebiet GEe 2 

Entlang der südlichen Grundstücksgrenze des eingeschränkten Gewerbegebiets 

GEe 2 zur Königsbronner Straße ist ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zur Siche-

rung eines Abwasserkanals festgesetzt. 
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Bebauungen und Nutzungen, die den Bestand oder Betrieb der Leitung beein-

trächtigen können, sind unzulässig. Pflanzmaßnahmen bedürfen der Zustimmung 

der Stadt Heidenheim (GB Entwässerung). 

10.7 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für die SEL-Ferngasleitung 

Im Bereich des 10,0 m breiten Geh-, Fahr- und Leitungsrechts für die geplante 

SEL-Ferngasleitung der terranets bw GmbH ist festgesetzt: 

 Bauliche Anlagen jeglicher Art, einschließlich Dachvorsprünge, Schachtbau-

werke sowie sonstige Auf- und Anbauten, sind unzulässig. 

 Geländeauffüllungen, Abgrabungen, Dauerstellplätze und Materiallager sind 

unzulässig. 

 Ein 2,0 m breiter Streifen (je 1,0 m beidseits der Leitungsachse) ist dauerhaft 

von Bewuchs freizuhalten. 

 Bäume und tiefwurzelnde Sträucher sind nur außerhalb des Schutzstreifens 

zulässig. 

 Strauch- und Buschpflanzungen bedürfen der vorherigen Zustimmung der 

terranets bw GmbH. 

 Vor Inanspruchnahme des Schutzstreifens ist ein Gestattungsvertrag mit der 

terranets bw GmbH abzuschließen. Baumaßnahmen sind erst nach Vertrags-

abschluss zulässig. 

11. Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 

1 Nr. 24 BauGB) 

11.1 Bei der Planung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Räumen auf den durch Plan-

zeichen 15.6 PlanZV (Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen) gekennzeichneten Flächen ist darauf zu achten, dass diese Räume und 

deren notwendigen Fensterflächen nicht auf der durch Straßenlärm belasteten 

Seite angeordnet werden. Ist eine solche Orientierung nicht möglich, ist der Schall-

schutz über den Einbau von Schallschutzfenstern mit Schalldämmlüftern, zentra-

len Belüftungseinrichtungen oder Festverglasungen vor den Fensteröffnungen un-

ter Wahrung der Anhaltswerte für Innenschallpegel gemäß VDI 2719 bei dauerhaf-

ter Belüftung zu gewährleisten.  

11.2  Die Außenbauteile der Fassaden sind unter Anwendung der DIN 4109 auszubilden. 

Die erforderlichen Schalldämmmaße sind in Abhängigkeit von der Raumnutzungs-

art und -größe im Baugenehmigungsverfahren bzw. im Rahmen der Genehmi-

gungsfreistellung auf Basis der DIN 4109 nachzuweisen. 

12. Pflanzgebote und Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-

pflanzungen (§ 9 Abs. 1 BauGB) 

12.1 Anpflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

12.1.1 Mindestens 10 % der Baugrundstücksfläche ist mit Sträuchern (Pflanzdichte: ca. 7 

 Sträucher je 10 qm Pflanzfläche) vorwiegend im Bereich der nicht überbaubaren 

 Grundstücksflächen nach § 23 BauNVO entlang der Verkehrsflächen, öffentlichen 

Grünflächen, öffentlichen Grünflächen (Friedhof) bzw. zur freien Landschaft hin 

entsprechend der Artenliste unter Ziff. A 12.3 zu bepflanzen.  
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12.1.2 Je angefangene 10 m Straßenfront ist zusätzlich zu Ziff. A 12.1.1 mindestens ein 

hochstämmiger Laubbaum entsprechend der Artenliste unter Ziff. A 12.3 zu pflan-

zen. 

12.1.3 Je 100 qm befestigter Fläche (PKW-Stellplätze und deren Zufahrten, Lager- und 

Abstellplätze) ist im Bereich dieser Flächen zusätzlich zu Ziff. A 12.1.1 und A 12.1.2 

ein hochstämmiger Laubbaum entsprechend der Artenliste unter Ziff. A 12.3 zu 

pflanzen. 

12.2 Erhaltungsgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) 

Die im zeichnerischen Teil als Pflanzbindung (PFB) eingetragenen Bäume, Sträu-

cher und Hecken sind auf Dauer zu erhalten und bei Abgang neu zu pflanzen. 

12.3 Pflanzliste 1 – Bäume und Sträucher (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

Baumarten: 

Großkronige Baumarten (Höhe bis über 20m)  

Acer platanoides  (Spitz-Ahorn) 

Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn) 

Betula pendula (Hänge-Birke) 

Carpinus betulus  (Hainbuche) 

Fagus sylvatica (Rotbuche) 

Tilia platyphyllos  (Sommer-Linde) 

Mittel- und kleinkronige Bäume (Höhe bis max. 20 m)  

Acer campestre  (Maßholder, Feld-Ahorn) 

Frangula alnus (Faulbaum) 

Populus tremula  (Zitterpappel, Espe) 

Prunus avium  (Vogel-Kirsche) 

Prunus padus  (Gewöhnliche Traubenkirsche) 

Sorbus aria  (Echte Mehlbeere) 

Sorbus aucuparia  (Vogelbeere) 

Sorbus aucuparia  (Elsbeere) 

Ulmus glabra  (Berg-Ulme)  

und Obstgehölze 

Solitärsträucher und Sträucher  

Amelanchier lamarckii  (Felsenbirne) 

Cornus sanguinea  (Roter Hartriegel) 

Corylus avellana  (Gewöhnliche Hasel) 
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Crataegus laevigata  (Zweigriffeliger Weißdorn) 

Crataegus monogyna (Eingriffeliger Weißdorn) 

Ligustrum vulgare  (Gewöhnlicher Liguster) 

Lonicera xylosteum  (Rote Heckenkirsche) 

Rhamnus cathartica  (Echter Kreuzdorn) 

Rosa canina  (Echte Hunds-Rose) 

Rosa rubiginosa  (Wein-Rose) 

Salix viminalis (Korb-Weide) 

Sambucus nigra  (Schwarzer Holunder) 

Sambucus racemosa (Trauben-Holunder) 

Sorbus domestica  (Speierling) 

Sorbus torminalis  (Elsbeere) 

Viburnum lantana  (Wolliger Schneeball) 

Viburnum opulus  (Gewöhnlicher Schneeball) 

12.4 Pflanzqualitäten (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

Es muss generell auf standortgerechte und heimische Pflanzen zurückgegriffen 

werden. Das Pflanzenmaterial muss aus autochthonen Beständen (Baumschulen 

in der Region mit ähnlichem Standort) stammen. 

Mindestanforderungen der Strauchpflanzungen:  

2x verpflanzt, 60 - 100 cm, Pflanzenraster 1,5 m² / Pflanze. 

Mindestpflanzqualität der Bäume 1. Wuchsordnung (20 – 40 m Höhe): 

Hochstämme, Stammumfang 18-20 cm 

Mindestpflanzqualität der Bäume 2. und 3. Wuchsordnung (7 – 12 / 15 – 20 m 

Höhe): 

Hochstämme, Stammumfang 16-18 cm 
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B. Satzung über Örtliche Bauvorschriften 

1. Werbeanlagen (§74 Abs. 1 Nr. 2 LBO BW) 

1.1 Werbeanlagen zur freien Landschaft und zum Friedhof sind nicht zulässig. 

1.2 Werbeanlagen mit bewegtem oder wechselndem Licht sind nicht zulässig. 

1.3 Werbeanlagen außerhalb der Bauverbotszone dürfen Verkehrsteilnehmer auf der 

Bundesstraße nicht ablenken oder blenden. Eine Beleuchtung darf nicht geeignet 

sein, Verkehrsteilnehmer zu beeinträchtigen oder abzulenken. Die Übertragung 

von bewegten Bildern oder bewegtem Licht auf LED-Werbeanlagen ist aus Grün-

den der Verkehrssicherheit nicht zugelassen.

2. Gestaltung von unbebauten Flächen (Freiflächen) (§74 Abs. 1 Nr. 3 LBO BW) 

2.1 Die nicht bebauten Grundstücksflächen sind landschaftsgärtnerisch anzulegen und 

dürfen nur mit standortgerechten Pflanzen entsprechend der Artenliste unter Ziff. 

A 12.3 und B 2.2 bepflanzt werden. 

2.2 Geschnittene Hecken aus Nadelgehölzen (z.B. Thuja, Fichten, Zypressen) sind nicht 

zulässig. Kies- oder Schottergärten, bei denen Steine das hauptsächliche Gestal-

tungsmittel sind, sind hierbei nicht zulässig. 

3. Einfriedigungen 

3.1 Entlang der öffentlichen Flächen sind Einfriedigungen nur als Drahtzäune bis 2,5 m 

Höhe zulässig. Abstände der Einfriedungen zu den öffentlichen Verkehrsflächen 

sollten mindestens 0,5 m betragen. 

Zur freien Landschaft müssen diese mit heimischen Laubgehölzen entsprechend 

der Artenliste unter Ziff. A 12.3 eingewachsen sein. 
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C. Nachrichtlich übernommene Festsetzungen (§ 9 Abs. 6 BauGB);  

Hinweise

1.  Geologie und Baugrund 

Das Plangebiet liegt im Bereich von Oberjura-Gesteinen, die überwiegend von 

quartären Ablagerungen wie Auenlehm, holozänen Abschwemmmassen und 

Hangschutt überdeckt sind. Zudem sind örtlich Auffüllungen vorhanden. Der 

tonige Verwitterungsboden weist quell- und schwindfähige Eigenschaften auf, was 

zu kleinräumig unterschiedlichen Setzungsverhalten und bautechnischen Er-

schwernissen führen kann. Auch organische Bodenanteile können problematisch 

sein. 

Empfehlung:

Vor Beginn von Baumaßnahmen wird dringend empfohlen, standortbezogene ge-

otechnische Untersuchungen nach DIN EN 1997-2 und DIN 4020 durchzuführen – 

insbesondere bei Gründungen mit höheren Lasten oder setzungsempfindlichen 

Bauwerken. Nur so lassen sich spätere Bauschäden und kostenintensive Nachbes-

serungen vermeiden. 

2.  Grundwasserschutz und Wasserversorgung 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Schutzzone III des Wasserschutzgebiets 

„Brenztal“ sowie in Teilen in der engeren Schutzzone II des Wasserschutzgebiets 

„Siebter Fuß“. Maßgeblich sind die Verordnungen des Regierungspräsidiums Stutt-

gart (vom 14.12.1977) sowie des Landratsamts Heidenheim (vom 29.07.2007). 

Diese sind bei Planung, Ausführung und Betrieb sämtlicher Vorhaben strikt zu be-

achten.

Ergänzende Festsetzungen (gemäß Abwägung mit Landratsamt):

 Alle am Bau Beteiligten sind vor Beginn der Maßnahme darauf hinzuweisen, 

dass das Vorhaben in den Wasserschutzgebieten WSZ II und III stattfindet und 

über die Auflagen zu unterweisen. Die Einweisung ist schriftlich zu bestätigen. 

 Für die WSZ II gilt: Die maximale Gründungstiefe für neu zu errichtende Ge-

bäude ist auf 1,50 m unter Geländeoberkante festgelegt. 

 Das Lagern und Umfüllen von Kraftstoffen, Ölen, Schmiermitteln und sonsti-

gen wassergefährdenden Stoffen ist in der WSZ II nicht zulässig. Baumaschi-

nen und Baugeräte sind gegen Öl- und Treibstoffverluste zu sichern. Elektrisch 

betriebene Maschinen sind zu bevorzugen. 

 Reparatur-, Wartungs-, Reinigungsarbeiten sowie das dauerhafte Abstellen 

von Fahrzeugen und Maschinen sind in der WSZ II nicht zulässig. 

 Geräte, Werkzeuge, Maschinen und Fahrzeuge, die zuvor in einer mit Schad-

stoffen belasteten Baustelle eingesetzt wurden, sind vor dem Einsatz gründlich 

zu reinigen. 

 Auf der Baustelle dürfen ausschließlich Baumaschinen und Gerätschaften ver-

wendet werden, die mit Bio-Hydrauliköl betrieben werden. 

 Eine ausreichende Menge an Ölbindemitteln ist stets bereitzuhalten. 

 Die Errichtung von Erdwärmesonden sowie Grundwasserentnahmen für Brun-

nen oder Wärmepumpen sind in den Wasserschutzgebieten der Zonen I, II und 

III verboten und nicht genehmigungsfähig. 
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 Das Versickern von Abwässern aus der lokalen Zement- bzw. Betonverarbei-

tung ist untersagt. 

 Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen sind unverzüglich dem Landratsamt 

Heidenheim, untere Wasserbehörde, zu melden. 

3.  Niederschlagswasser und Abwasser 

Das Plangebiet wird im Trennsystem entwässert. Die Ableitung und Behandlung 

von Niederschlagswasser ist entsprechend der Verordnung zur dezentralen Nie-

derschlagswasserbeseitigung sowie den Technischen Regelwerken (z. B. DWA-A 

138) zu planen.

Versickerungsanlagen sind grundsätzlich nur nach hydrogeologischer Prüfung und 

in Abstimmung mit der Wasserbehörde zulässig.

Hinweis zur Dachentwässerung:

Bei Dächern mit einer Fläche über 50 m² und metallischer Eindeckung sind beson-

dere Anforderungen an die Korrosionsschutzbeschichtung zu erfüllen (z. B. mind. 

RC3 gemäß DIN EN 10169:2010-2). Andernfalls ist eine zusätzliche Behandlung 

des Dachabwassers erforderlich.

4.  Starkregen und Oberflächenwasser 

Im Plangebiet befinden sich keine Oberflächengewässer, und laut Hochwasserge-

fahrenkarte liegt es nicht in einem Überschwemmungsgebiet. Aufgrund der Tal-

lage mit Abflussrichtung zur Brenz ist jedoch bei Starkregen mit wild abfließendem 

Wasser zu rechnen. 

Das Regierungspräsidium Stuttgart weist auf die Einhaltung der Raumordnungs-

ziele und -grundsätze hin, insbesondere im Hinblick auf den Bundesraumord-

nungsplan Hochwasser, den Landesentwicklungsplan 2002 sowie den Regional-

plan Ostwürttemberg. Die Planung berücksichtigt die erforderlichen Prüfungen 

und Schutzmaßnahmen zum Hochwasserschutz. Die Koordinationsanforderungen 

gemäß Erlass vom 11.03.2021 werden eingehalten. 

Empfehlung:

Bauherren wird empfohlen bei der Planung und Ausführung aller baulichen Maß-

nahmen das Starkregenrisikomanagement der Stadt Heidenheim zu berücksichti-

gen. Insbesondere sind die darin ausgewiesenen Gefährdungsbereiche, Abfluss-

wege und Überflutungs-flächen in der Bau- und Geländegetaltung so zu integrie-

ren, dass Risiken durch Starkregenereignisse vermieden oder minimiert werden. 

5.  Boden, Altlasten und Abfall 

Nach dem Altlastenkataster des Landratsamts Heidenheim gibt es im gesamten 

Geltungsbereich derzeit insgesamt 16 Altlasten, altlastverdächtige oder archie-

vierte Flächen (Stand März 2026). Die genaue Lage kann bei der Stadt Heiden-

heim oder bei der unteren Bodenschutzbehörde erfragt werden.  

Zu beachten:

 Bei Bodenarbeiten, insbesondere bei Eingriffen in belastete Bereiche, ist eine 

Abstimmung mit der Bodenschutzbehörde erforderlich. 
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 Es bestehen besondere Einschränkungen hinsichtlich der Versickerung von 

Regenwasser 

 Eventuell ist eine weiterführende Untersuchung gemäß den Vorgaben der 

LUBW durchzuführen. 

 Bodenaushub mit Schadstoffbelastung ist gemäß Kreislaufwirtschaftsgesetz 

(KrWG) ordnungsgemäß zu entsorgen. 

 Mineralische Ersatzbaustoffe dürfen in Wasserschutzgebieten nur nach An-

zeige gemäß § 22 Abs. 2 Ersatzbaustoffverordnung verwendet werden. Die 

Anzeige ist vier Wochen vor Baubeginn bei der zuständigen Behörde elektro-

nisch einzureichen. 

Ergänzende Hinweise zu mineralischen Abfällen: 

 Bei anfallendem Aushub ist eine Verwertung vor einer Deponierung zu prüfen 

(§ 7 Abs. 2 KrWG). Die Verwertung von mineralischen Abfällen hat ordnungs-

gemäß und schadlos zu erfolgen (§ 7 Abs. 3 KrWG) gemäß BBodSchV und Er-

satzbaustoffV. 

 Für den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in Wasserschutzgebieten 

besteht eine Anzeigepflicht nach § 22 Abs. 2 ErsatzbaustoffV vier Wochen vor 

Beginn des Einbaus. Nach Abschluss der Baumaßnahme sind die tatsächlich 

eingebauten Mengen und Materialklassen gemäß § 22 Abs. 4 ErsatzbaustoffV 

elektronisch an die zuständige Behörde zu übermitteln. 

 Ein Erdmassenausgleich bei der Ausweisung von Baugebieten und der Durch-

führung von Bauvorhaben mit mehr als 500 m³ Bodenaushub sollte abgewo-

gen werden, um anfallende Aushubmassen vor Ort zu verwenden (§ 3 Abs. 3 

LKreiWiG). 

Ergänzende Hinweise zum Bodenschutz:

 Der humose Oberboden ist von allen zu befestigenden Bauflächen abzutragen 

und in nutzbarem Zustand zu erhalten und zu schützen. 

 Fahrzeugeinsätze auf Ober- und kulturfähigem Unterboden sind zu minimie-

ren und Erdarbeiten nur bei trockener Witterung durchzuführen. 

 Ober- und Unterboden sind getrennt auszubauen, nicht zu vermischen und 

möglichst vor Ort schichtgerecht wieder einzubauen. 

 Anfallender Erdaushub ist fachgerecht zwischenzulagern (Oberboden ≤ 2 m, 

Unterboden ≤ 3 m). Bei Lagerung über drei Monate ist eine Begrünung aus 

tiefwurzelnden Pflanzen vorzusehen. Bodenmieten dürfen nicht befahren wer-

den. 

 Geplante Grünflächen sind in verdichtungsarmer Weise zu bearbeiten und 

nicht als Arbeits- oder Aushubzwischenlager zu nutzen. 

 Zum Schutz vor Erosion sind unbebaute bzw. nicht befestigte Flächen zu be-

grünen. 

 Bei Vorhaben, die auf einer Fläche von mehr als 5.000 m² auf den Boden ein-

wirken, ist ein Bodenschutzkonzept gemäß § 2 Abs. 3 LBodSchAG zu erstellen 

und der zuständigen Behörde vorzulegen. 

6.  Weitere Hinweise 

 Baumpflanzungen sind in ausreichendem Abstand zu Ver- und Entsorgungs-

leitungen (z. B. Gas, Wasser) gemäß DVGW-Regelwerk GW 125 zu planen. 
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 Bodenfunde sind gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz (DSchG) unverzüglich der 

zuständigen Denkmalschutzbehörde zu melden. 

 Der bestehende Friedhof ist gemäß § 8 Bestattungsgesetz zu respektieren. 

 Verkehrsbezogene Darstellungen (z. B. Fahrbahnverläufe) in den Planunterla-

gen haben ausschließlich erläuternden Charakter und keine rechtliche Bin-

dungswirkung. 

 Die B 19 ist Bestandteil des militärischen Straßennetzes und unterliegt den 

RABS-Richtlinien. 

 Für das Gebiet „Leimgrubenäcker“ besteht eine Veränderungssperre im Zu-

sammenhang mit dem Planfeststellungsverfahren zur Süddeutschen Erdgas-

leitung (SEL). 

 Bei künftigen Änderungen oder Erweiterungen von Einzelhandelsbetrieben 

sind die Regelungen zur Agglomeration gemäß Regionalplan Ostwürttemberg 

2035 (Plansatz 2.4.10.7 (Z)) zu beachten. 

7.  Geothermie 

Die Nutzung oberflächennaher Geothermie (z. B. durch Erdwärmesonden) ist im 

Grundsatz möglich. Aufgrund der Lage im Wasserschutzgebiet ist jedoch in jedem 

Fall eine standortbezogene Prüfung notwendig. Weitere Informationen können 

über das Informationssystem „I-SONG“ des Landesamts für Geologie, Rohstoffe 

und Bergbau (LGRB) abgerufen werden. 

8.  Landwirtschaftliche Erreichbarkeit 

Die landwirtschaftlichen Flächen östlich des Plangebiets sind dauerhaft über vor-

handene und geplante Feldwege erreichbar zu halten. Bauarbeiten dürfen die Be-

wirtschaftung nicht unzumutbar beeinträchtigen. Zuwegungen sind in ausreichen-

der Breite freizuhalten, gegebenenfalls sind Parkregelungen zur Sicherung der 

Nutzung erforderlich. Die Bewirtschafter sind frühzeitig in die Bauplanung einzu-

binden. 

9.  Photovoltaikpflicht gemäß § 24 KlimaG BW 

Für neu errichtete Nichtwohngebäude und größere Parkflächen besteht eine 

Pflicht zur Installation von Photovoltaikanlagen. Dies ist im Rahmen der Bauan-

träge zu berücksichtigen. 




